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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

Par l'intermédiaire d'un postulat, la députée tessinoise Greta Gysin (verts, TI) souhaitait
l'organisation d'une cérémonie en hommage aux victimes du coronavirus. Le Bureau
du Conseil national (Bureau-CN) recommandait le rejet du postulat, rappelant
l'hommage que les membres de la chambre basse ont rendu aux victimes et à leurs
familles le 9 décembre 2020. La pandémie n'étant pas encore terminée, le moment
n'est pas encore opportun pour une cérémonie officielle, a jugé le Bureau. Gysin a
finalement retiré son postulat, car le Conseil des Etats avait entre-temps adopté un
objet similaire. 1

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

Es soll keinen automatischen Adressdatenaustausch zwischen der Post und den
Einwohnerdiensten geben. Ein solcher Austausch wäre nicht nur aus
datenschützerischen Gründen heikel, sondern würde auch nur der Post dienen. Dies
befand der Bundesrat in einem Bericht, den er in Erfüllung des Postulats
„Adressdatenaustausch zwischen Einwohnerregistern, Post und anderen
Dateninhabern“ der staatspolitischen Kommission des Nationalrats ausgearbeitet hatte.
Prüfenswert fand die Regierung jedoch die Idee einer zentralen Adressdatenbank für
die öffentliche Verwaltung und beauftragte das EJPD mit der Ausarbeitung möglicher
Modelle. 2

POSTULAT
DATUM: 12.11.2014
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Nationalrat Pirmin Schwander (svp, SZ) forderte mittels eines Postulats, dass der
Bundesrat seine Definition des Schutzbereichs von Art. 185 Abs. 3 BV präzisiert und
aufzeigt, wie er daraus seine Notrechtskompetenzen begründet. Der Artikel 185 BV
regelt die bundesrätlichen Kompetenzen zur Wahrung der äusseren und inneren
Sicherheit, wobei zur Reaktion auf eingetretene oder unmittelbar drohende schwere
Störungen der öffentlichen Ordnung befristete Verordnungen oder Verfügungen
erlassen werden dürfen. Der Nationalrat nahm den Vorstoss in der Herbstsession 2020
stillschweigend an. Konkret wurde der Bundesrat damit beauftragt zu klären, ob sich die
Notrechtskompetenzen auf sicherheitspolitische Anliegen beschränken oder ob sie
auch in der Verfolgung anderer politischer Ziele ihre Gültigkeit haben. Die geforderte
Prüfung sei dringend notwendig, da Fragen zur Rechtsgrundlage beantragter Kredite
von den Aufsichtskommissionen in der Notrechtssituation der Covid-19-Pandemie
nicht einheitlich beurteilt würden, argumentierte der Motionär. In Krisensituationen sei
deren einheitliche Klärung jedoch unerlässlich. Der Bundesrat hatte die Annahme des
Postulates beantragt. 3

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
CATALINA SCHMID

Institutionen und Volksrechte
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Bundesrat

Wie kann die institutionelle Krisenresistenz des Bundesrates verbessert werden? Diese
Frage stellt die GLP-Fraktion dem Bundesrat, indem sie ihn mittels Postulat
beauftragte, einen entsprechenden Bericht zu verfassen. Tiana Angelina Moser (glp, ZH)
führte in der Herbstsession 2022 im Nationalrat aus, dass der Bundesrat nicht nur auf
die Covid-19-Pandemie, sondern auch auf den Ausbruch des Ukraine-Krieges
unvorbereitet gewesen sei. Es habe an Szenarien und vorbereiteten Massnahmen
gefehlt, die man in Krisen rasch herbeiziehen könnte. Im Gegenteil habe der Bundesrat
«orientierungslos» gewirkt und habe «erst auf Druck von aussen wieder Tritt» gefasst.
Es brauche deshalb dringend eine «Gesamtstrategie des Führungsgremiums
Bundesrat», so Moser. Die Ratsdebatte war nötig geworden, weil das vom Bundesrat
eigentlich zur Annahme empfohlene Postulat von Gregor Rutz (svp, ZH) bekämpft
worden war. Er teile zwar die Ansicht, dass der Bundesrat nicht vorbereitet gewesen
sei, aber vorausschauendes Regieren könne nicht gesetzlich verordnet werden,
sondern funktioniere nur, wenn «man die richtigen Leute in die Gremien» wähle. Das
System funktioniere im Gegenteil selbst in einer Krise trotz eines schwachen
Bundesrats sehr gut. Wenn man die Führung verbessern wolle, müsse man neue Leute
wählen und nicht teure Berichte verfassen, schloss Rutz. Bundeskanzler Walter
Thurnherr schliesslich wies darauf hin, dass der Bundesrat bereits daran sei, einen
Bericht der Bundeskanzlei zum Krisenmanagement in der Covid-19-Pandemie
umzusetzen, weshalb er das Postulat als ergänzenden Auftrag zur Annahme empfehle.
Dieser Empfehlung kam eine 115 zu 47 Stimmen-Mehrheit (3 Enthaltungen) der
Volksvertreterinnen und Volksvertreter nach. Einzig die geschlossen stimmende SVP-
Fraktion (42 Stimmen), vier Mitglieder der Mitte-Fraktion sowie ein Mitglied der FDP-
Fraktion lehnten das Postulat ab. 4

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
MARC BÜHLMANN

Regierungspolitik

Mittels Postulat wollte Thierry Burkart (fdp, AG) den Bundesrat beauftragen, die Vorteile
eines permanenten operativen Bundesführungsstabs in einem Bericht darzulegen. Die
Covid-19-Krise habe gezeigt, dass es ein solches Gremium brauche. Die Vorbereitung
von professionellen und zeitgerechten Führungsentscheidungen müsse in Krisenzeiten
effektiver geschehen. Ein permanenter Führungsstab hätte die Aufgabe,
wissenschaftlich begründete und spezifische Fachkenntnisse, die zur Bewältigung einer
konkreten Krise nötig sind, zusammenzutragen und aufzubereiten, erläuterte der
Postulant.
Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Ablehnung. Erfahrungen und Studien hätten
gezeigt, dass in Krisen am besten reagiert und gearbeitet werde, «wenn man in den
ordentlichen Strukturen bleibt». Ein ad-hoc einberufener Krisenstab könne dabei die
horizontale Koordination verstärken. Der Bundesrat habe zudem die Bundeskanzlei
beauftragt, einen Bericht zu verfassen, mit dem Lehren aus der Pandemie gezogen und
allenfalls Empfehlungen abgeleitet werden könnten. Dieser Bericht würde auch das
Anliegen des vorliegenden Postulats aufnehmen. 
Bei der Ratsdebatte wunderte sich Burkart über die Stellungnahme des Bundesrats, der
einen Bericht verspreche, aber zuerst ausführe, weshalb es keinen Führungsstab
brauche. Ein solcher würde auch keine neue Struktur darstellen, sondern müsste
bereits vor einer Krise eingeübt werden. Mit der Annahme seines Postulats müsste der
Bundesrat in seinem angekündigten Bericht auch die Idee eines solchen Führungsstabs
ergebnisoffen prüfen, warb der Aargauer Freisinnige. Für den Bundesrat argumentierte
Bundeskanzler Walter Thurnherr, dass man wohl auch mit einem permanenten
Krisenstab nicht anders reagiert hätte, als man das jetzt während der Covid-19-Krise
mache. Einen Krisenstab habe man ja sowieso eingesetzt, anders als mit dem Postulat
Burkart könne dieser mit der aktuellen Regelung bei Eintreten einer Krise mit
geeigneten Personen und Ämtern ergänzt werden. Eine Struktur zu schaffen, die für alle
Krisen geeignet wäre, sei kaum möglich. Es müsse auch in den Departementen und
Ämtern stets situativ reagiert werden können. Die Argumente des Bundeskanzlers
schienen in der kleinen Kammer zu verfangen, lehnte sie doch das Postulat mit 25 zu 10
Stimmen (ohne Enthaltung) ab. 5

POSTULAT
DATUM: 25.08.2020
MARC BÜHLMANN
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Anfang März 2022 zog Jacqueline de Quattro (fdp, VD) ihr Postulat zurück, mit dem sie
einen Bericht darüber verlangt hatte, wie man das Krisenmanagement optimieren
könnte. Man müsse Lehren aus der Coronakrise ziehen, hatte sie ihren Vorstoss
begründet. Dem hatte der Bundesrat in seiner Stellungnahme beigepflichtet, aber
darauf verwiesen, dass ein entsprechender Bericht bereits im Entstehen sei, weshalb er
die Ablehnung des Postulats beantrage. Dies dürfte wohl auch der Grund für den
Rückzug des Vorstosses gewesen sein. 6

POSTULAT
DATUM: 01.03.2022
MARC BÜHLMANN

Gleichzeitig mit den Motionen zur Regelung von Krisenstäben hatten die GPK beider
Räte auch gleichlautende Postulate (Po. 22.3509 und Po. 22.3508) eingereicht, die eine
Gesamtbilanz und eine Revision der Krisenorganisation des Bundes anhand der Lehren
aus der Covid-19-Krise forderten. Die Postulate wurden in den Räten gleichzeitig den
beiden Motionen behandelt und waren ebenfalls Folge des GPK-Berichts zur
Krisenorganisation des Bundes bei der Covid-19-Pandemie. Der Bundesrat empfahl die
Postulate zur Ablehnung, weil er in einem weiteren Bericht keinen Mehrwert erkannte.
Es seien bereits mehrere Arbeiten am Laufen, mit denen die Krisenorganisation
während der Pandemie aufgearbeitet werde. 
Sowohl der Nationalrat als auch der Ständerat waren aber der Meinung, dass es eine
kritische Gesamtbilanz brauche, mit der ein Konzept für das zukünftige Management in
Krisen erstellt werden könne, wie Kommissionssprecherin Prisca Birrer-Heimo (sp, LU)
im Nationalrat argumentierte. Die vom Bundesrat in seiner Stellungnahme erwähnten
Arbeiten hätten zudem nicht den generellen Charakter des zur Abstimmung stehenden
Anliegens. In der grossen Kammer wurde das Postulat mit nur einer Gegenstimme
gutgeheissen; 185 Volksvertreterinnen und -vertreter stimmten dafür. Im Ständerat lag
das Stimmenverhältnis zugunsten des Postulats bei 29 zu 14. 7

POSTULAT
DATUM: 20.09.2022
MARC BÜHLMANN

Bundesverwaltung - Organisation

In einem Bericht solle der Bundesrat zeigen, ob in der Bundesverwaltung
selbstorganisierte Arbeitsformen eingeführt werden könnten. «Holokratie» oder
«Soziokratie 3.0» – also dezentrale und agile Organisationsformen – gewännen an
Beliebtheit, bewährten sich bei fortschreitender Digitalisierung und seien geeignet, um
Innovation zu fördern, so Min Li Marti (sp, ZH), die Urheberin des Vorstosses. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Bereits heute würden in der
Bundesverwaltung teilweise solche agilen Organisationsformen angewendet und ein
stärkerer Einsatz sei prüfenswert. 
Nachdem der Vorstoss durch Yves Nidegger (svp, GE) bekämpft worden war, brauchte
es eine Ratsdebatte, die in der Frühjahrssession 2022 stattfand. Da sich Min Li Marti
wegen Covid in Isolation befand, erhielt gleich der Gegner des Vorstosses das Wort: Er
habe das Gefühl, es sei vielmehr die Verwaltung, die den Bundesrat leite, statt
umgekehrt. Es brauche folglich nicht noch mehr Selbstverwaltung. Die eidgenössische
Verwaltung sei zudem kein Start-up, nicht etwas Amerikanisches und entwickle auch
keine Software – in solchen Unternehmen würde Holokratie angewendet. Schliesslich
würden solche Arbeitsformen den Finanzhaushalt noch stärker belasten. Ueli Maurer
widersprach Nydegger: Es sei im Nachgang der Corona-Krise wichtig, nicht nur
Homeoffice, sondern möglichst viele neue Arbeitsformen zu prüfen. Die
Bundesverwaltung sei eben keine Einheit, stattdessen gebe es in den verschiedenen
Bundesämtern ganz unterschiedliche Bedürfnisse an die Arbeitsplatzgestaltung. Der
Bundesrat arbeite bereits in die Richtung des Postulats, weshalb er es zur Annahme
beantrage. Nur die geschlossen stimmende SVP-Fraktion stellte sich gegen diese
Empfehlung, sodass das Postulat mit 137 zu 53 Stimmen (3 Enthaltungen aus der SP-
Fraktion) angenommen wurde. 8

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
MARC BÜHLMANN
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Föderativer Aufbau

Beziehungen zwischen Bund und Kantonen

Le conseiller national neuchâtelois Damien Cottier (plr, NE) a déposé en décembre
2020 un postulat co-signé par 20 autres parlementaires. Ce postulat demande au
Conseil fédéral d'élaborer un rapport sur le fonctionnement du fédéralisme durant la
crise du Covid-19, notamment au niveau de la coordination entre les cantons et la
Confédération. Les possibles améliorations institutionnelles et organisationnelles
devront être examinées sous le prisme des avantages et inconvénients de l'organisation
actuelle. 
Le Conseil fédéral a proposé d'accepter ce postulat, précisant que ses demandes
seront prises en compte dans le cadre de l'évaluation de la gestion de crise pendant la
2e phase de la pandémie de COVID-19. 
Le Conseil national a adopté le texte sans discussion. 9

POSTULAT
DATUM: 19.03.2021
MATHIAS BUCHWALDER

Aussenpolitik

Beziehungen zu internationalen Organisationen

In einem Postulat stellte Nationalrat Walder (gp, GE) dem Bundesrat Mitte Juni 2021 die
Frage, welche Auswirkungen Covid-19 auf die Vitalität des Netzwerks der
internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die Schweizer Gaststaatpolitik
habe. Die Covid-19-Pandemie habe systematische Telearbeit gefördert und dies auf
Kosten von internationalen Reisen und Tagungen mit physischer Präsenz. Dies könne
eine geringere Präsenz von internationalen Organisationen in der Schweiz zur Folge
haben, was ihre Rolle als Gaststaat schwächen würde, befürchtete Walder. Er forderte
daher einen Bericht, der neben der Situationsanalyse auch Möglichkeiten zur
proaktiven und kreativen Stärkung der Gaststaatpolitik liefern sollte. Die wichtigsten
Fragen stellten sich gemäss Walder hinsichtlich der Auswirkungen von
Standortverlagerungen, virtuellen Arbeitswerkzeugen und Telearbeit auf die Dichte an
internationalen Akteuren in der Schweiz; hinsichtlich der Mittel der Schweiz, um die
Qualität von Konferenzen und Treffen vor Ort die Qualität der vorhandenen
Infrastruktur zu verbessern; sowie hinsichtlich der Erweiterung des Schweizer
Dispositivs im Rahmen der Gaststaatpolitik. Der Bundesrat erklärte in seiner
Stellungnahme, dass die Instrumente der Gaststaatpolitik in der Botschaft zu den
Massnahmen zur Stärkung der Rolle der Schweiz als Gaststaat definiert seien. Er werde
das Anliegen des Postulats jedoch in der nächsten Botschaft für die Periode 2024-2027
aufnehmen, weshalb er die Annahme des Postulats beantrage. In der Herbstsession
2021 bekämpfte Nationalrat Büchel (svp, SG) das Postulat, weshalb die Diskussion
verschoben wurde. 10

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
AMANDO AMMANN

In der Frühjahrssession 2022 diskutierte der Nationalrat die Motion Walder (gp, GE),
die vom Bundesrat einen Bericht über die Auswirkungen von Covid-19 auf die Vitalität
des Netzwerks der internationalen Organisationen in der Schweiz und auf die
Schweizer Gaststaatpolitik verlangte. Motionär Walder erhoffte sich vom Bundesrat
auch, dass dieser neue Wege aufzeigen würde, wie sich die Gaststaatpolitik
weiterentwickeln könnte. Er befürchtete nämlich, dass die Pandemie langfristig zu mehr
«Homeoffice» in den internationalen Organisationen und somit zu einem Rückgang der
Präsenzversammlungen und einer Schwächung des internationalen Netzwerks der
Schweiz führen könnte. SVP-Nationalrat Büchel (svp, SG) war zwar mit Walders Aussagen
einverstanden, hinterfragte aber die Notwendigkeit des Postulats, da der Bundesrat die
von Walder aufgestellten Fragen im anstehenden Bericht zur Gaststaatpolitik 2024-
2027 bearbeiten wolle. Der in der Ratssitzung anwesende Aussenminister Cassis
erklärte dem Nationalrat, dass es im Endeffekt keine Rolle spiele, ob das Postulat
angenommen werde oder nicht, weil das Thema sowieso in der Gaststaatstrategie
behandelt werde. Trotz dieser Indifferenz beantrage der Bundesrat die Annahme des
Postulats, auch weil gemäss Cassis «die Kunst der Debatte», «die Kunst der Zeichen»
und die Aussenwirkung mitentscheidend seien. Der Nationalrat nahm den Vorstoss mit
134 zu 56 Stimmen gegen den Willen der SVP-Fraktion an. 11

POSTULAT
DATUM: 10.03.2022
AMANDO AMMANN
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Aussenwirtschaftspolitik

Lukas Reimann (svp, SG) reichte im Mai 2020 ein Postulat ein, um die
Auslandsabhängigkeit der Schweiz zu vermindern, damit diese souveräner und
krisenresistenter werde. Er forderte vom Bundesrat einen Bericht über den «Stand der
Ausland-Abhängigkeit» der Schweiz und mögliche Massnahmen zur Verminderung
ebenjener. Laut Reimann habe die Covid-19-Pandemie aufgezeigt, wie abhängig man
von ausländischen Lieferketten sei, weshalb viele Unternehmen nun auf lokale
Lösungen umstellen wollten. Dieses Umdenken müsse auch beim Bund stattfinden, so
der SVP-Nationalrat. Die zu prüfenden Bereiche umfassen: die
Nahrungsmittelversorgung; die Strom- und Wasserversorgung; unabhängige Daten und
Kommunikationsnetze; die Unabhängigkeit von Währung und Nationalbank; die
Abhängigkeit von Primärrohstoffen; die Gesundheitsversorgung und
Medikamentenproduktion; Grenzkontrollen und Abhängigkeit von Zuwanderung; sowie
weitere Bereiche in denen der Bundesrat Abhängigkeitsverhältnisse feststelle. 
In seiner Stellungnahme im August 2020 zeigte sich der Bundesrat bereit, die
Bedeutung der internationalen Vernetzung für die Versorgungssicherheit zu
analysieren. Für die Schweiz sei es als kleine Binnenwirtschaft aber weder möglich,
noch erstrebenswert, sich in allen Bereichen autark zu versorgen. Der Bundesrat
beantragte nichtsdestotrotz die Annahme des Postulats. 12

POSTULAT
DATUM: 26.08.2020
AMANDO AMMANN

In der Herbstsession 2020 war das Postulat Reimann (svp, SG) «Auslandsabhängigkeit
der Schweiz vermindern, souveräner und krisenresistenter werden» von Felix
Wettstein (gp, SO) bekämpft worden, weshalb es erst in der Wintersession desselben
Jahres im Nationalrat behandelt werden konnte. Dort plädierte der Postulant erneut
dafür, dass die Schweiz sich resistenter machen müsse, um dadurch auch besser auf
zukünftige Pandemien vorbereitet zu sein. Er richtete sich in seiner Ansprache vor
allem an die Fraktion der Grünen und hob daher auch die Verminderung der
Abhängigkeit von Primärrohstoffen hervor. Bundesrat Parmelin empfahl dem
Nationalrat ebenfalls die Annahme des Postulats, weil die Covid-19-Pandemie gezeigt
habe, wie wichtig die Versorgungssicherheit sei. Obwohl man in der jetzigen Krise keine
ernsthaften Engpässe erlebt habe, sei der Bundesrat gewillt, aus der Krise zu lernen und
notwendige Massnahmen zu ergreifen. Aufgrund verschiedener parlamentarischer
Interventionen würden das BAG und das BWL Berichte erarbeiten, um das derzeitige
System der Versorgungssicherheit in ihren jeweiligen Bereichen zu überprüfen.
Parmelin verwies auch auf die verwandten Motionen Häberli-Koller (cvp, TG; Mo.
20.3268) und der Mitte-Fraktion (Mo. 20.3245), welche ähnliche Forderungen gestellt
hatten, jedoch ohne vorhergehende Bedarfsanalyse. 
Der Nationalrat nahm das Postulat in einem ersten Durchgang mit 90 zu 89 Stimmen
(bei 5 Enthaltungen) an, musste die Abstimmung aber aufgrund technischer Probleme
wiederholen. Beim zweiten Versuch sprach er sich dann mit 87 zu 83 Stimmen (bei 17
Enthaltungen) gegen das Postulat aus. Ausschlaggebend für die Ablehnung waren die
zahlreichen Enthaltungen der SP-Fraktion sowie das Umschwenken mehrerer GLP-
Mitglieder. 13

POSTULAT
DATUM: 30.11.2020
AMANDO AMMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Le groupe libéral-radical demande une évaluation de la gestion de la crise du Covid-19,
particulièrement du rôle joué par l'EMFP en vue d'une nouvelle crise. L'article 55 de la
loi fédérale sur les épidémies dispose que le Conseil fédéral est conseillé par un organe
d'intervention pour les événements représentant un risque particulier pour la santé
publique. Or, la comparaison de l'art.4 de l'Ordonnance sur l'Etat-major fédéral
Protection de la population (OEMFP) et les instructions concernant la gestion des crises
dans l'administration fédérale révèle une correspondance entre les tâches de l'EMFP et
de l'état-major de crise ad hoc du Conseil fédéral. Les recoupements et les doubles
emplois dans ces états-majors ayant déjà été soulevés par la Chancellerie fédérale, le
postulat vise à renforcer l'EMFP. 
Le postulat a été adopté sans discussion par le Conseil national, qui a suivi la
recommandation du Conseil fédéral. Celui-ci devra entre autres analyser le rôle que
peut jouer l'EMFP dans différents scénarios de crise et présenter les moyens, les
techniques de travail et les compétences dont il dispose pour la conduite
d'événement. 14

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
DIANE PORCELLANA
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Militärorganisation

La CPS-CE prie le Conseil fédéral d'analyser comment la gestion stratégique de crise
peut être améliorée pour faire face à des situations de crise nationales. En
considérant différents types de crise, il devra détailler quelle coordination avec le
Réseau nationale de sécurité et quelles formations – incluant la Formation supérieure
des cadres de l'armée et l'Office fédéral de la protection de la population – sont
nécessaires pour assurer la capacité de conduite des états-majors dans de tels
contextes. Comme préconisé par le Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté le
postulat. 15

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
DIANE PORCELLANA

Le conseiller aux Etats Beat Rieder (centre, VS) charge le Conseil fédéral d'élaborer un
rapport sur les futures tâches à attribuer à la pharmacie de l'armée en considérant
l'expérience de la crise du Covid-19. Durant la crise, la pharmacie a été mandatée pour
l'acquisition de biens médicaux importants pour les cantons et le système de santé.
Pour ce faire, elle a dû engager du personnel et créer une organisation ad hoc. En
parallèle, l'OFSP a rencontré des difficultés pour acquérir des vaccins par ses propres
moyens. En prévision d'une prochaine crise, le sénateur valaisan demande de
déterminer la compétence de ces tâches et de régler la question des interfaces avec
l'approvisionnement du pays. Comme souhaité par le Conseil fédéral, le Conseil des
Etats a adopté le postulat. 16

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
DIANE PORCELLANA

Ausrüstung und Beschaffung

En pleine crise Covid, durant laquelle la pharmacie militaire a justifié son importance,
Franziska Roth (ps, SO) a déposé un postulat afin de contrôler que la pharmacie de
l'armée suisse remplit ses fonctions. Elle souhaitait ainsi compléter les évaluations déjà
entreprises en faisant appel à une vision externe sans connexion ni avec l'armée, ni
avec la politique, afin de garantir un point de vue objectif sur les capacités médicales
de la pharmacie militaire. 
Comme demandé par le Conseil fédéral, le postulat a été rejeté. Pour justifier leur
point de vue, les sept sages ont mentionné tous les systèmes de contrôle déjà en place,
tels qu'une vérification interne à l'armée et une certification externe, nommée ISO
13485 qui réévaluent les capacités de l'armée périodiquement. Ils ont aussi évoqué la
planification d'une nouvelle vision pour la pharmacie militaire dans laquelle les
demandes du postulat de Beat Rieder (pdc, VS) seront intégrées. Pour toutes ces
raisons, le Conseil fédéral a estimé que le présent postulat n'apporterait rien de
nouveau à la situation actuelle. Le Conseil national s'est joint à son avis en refusant le
postulat par 123 voix contre 66. 
A la suite du passage de l'objet devant le national, les résultats du dernier contrôle de
certification ISO effectué en mars 2022 par une entreprise spécialisée indépendante
ont été publiés. Le certificat a été délivré et sera valable jusqu'en mai 2025. 17

POSTULAT
DATUM: 09.03.2022
CHLOÉ MAGNIN

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Pour faire face à la crise du Covid-19, le Conseil fédéral a dû prendre de nombreuses
mesures, à la fois sanitaires et économiques. La Commission de l'économie et des
redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a demandé, au travers d'un postulat, un
rapport sur ces mesures. 
Le Conseil fédéral a préconisé l'adoption de la majorité des points mentionnés dans le
postulat. 
Le Conseil des Etats a suivi sa commission, et plus particulièrement la recommandation
du Conseil fédéral. Ainsi, quatre points sur cinq ont été adoptés à l'unanimité. Au final,
le rapport devra, d'abord, évaluer les conséquences économiques du Covid-19 et les
conséquences économiques des mesures prises par le Conseil fédéral. Puis, le rapport
aura pour objectif de justifier les décisions du Conseil fédéral en scrutant la pesée des
intérêts entre l'impératif  sanitaire et les conséquences économiques. Finalement, le
rapport dressera un bilan et soulignera les leçons à tirer, pour la Suisse, à long-terme. 18

POSTULAT
DATUM: 04.05.2020
GUILLAUME ZUMOFEN
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Les conséquences économiques liées aux mesures engendrées par la crise sanitaire du
coronavirus ont mis en exergue la (non-)capacité de résilience des entreprises
helvétiques. Selon Ruedi Noser (plr, ZH), la majorité des entreprises suisses sont
incapables de traverser une crise sévère, comme une épidémie, une guerre ou une
crise financière, sans aides étatiques extraordinaires. Dans cette optique, il préconise
la présentation d'un rapport sur la prévention des risques, et plus particulièrement, sur
la pertinence de constituer des réserves de crise exonérées d'impôt. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a rappelé que les réserves de crise ont
été supprimées lors de la réforme de l'imposition des entreprises faute d'efficacité de
cet instrument de politique conjoncturelle. Selon le Conseil fédéral, un tel instrument
introduit une allocation non optimale du capital dans l'économie et s'apparente à une
intervention inadaptée de l'Etat dans une économie libérale. 
Lors du vote en chambre, le postulat a été largement adopté par 27 voix contre 9 et 2
abstentions. 19

POSTULAT
DATUM: 24.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Strukturpolitik

Während der Covid-19-Pandemie unterstützte der Bund das privatwirtschaftliche
Chemie- und Pharmaunternehmen Lonza bei der Personalsuche für den Standort in
Visp (VS). Das Unternehmen war zusammen mit dem US-Biotechnologieunternehmen
Moderna an der Herstellung eines Covid-19-Impfstoffes beteiligt. Aufgrund von
Personalmangel drohte eine Lieferverzögerung der dringend benötigten Impfstoffe,
weshalb der Bund aktiv mit dem Projekt «Leute für Lonza» Fachkräfte aus der
Bundesverwaltung für den Produktionsstandort in Visp anwarb. In einem Bericht soll
der Bundesrat nun dieses Vorgehen evaluieren und Schlussfolgerungen für künftige
Krisen darlegen. Er soll dazu vertieft prüfen, inwiefern die bestehende Rechtsgrundlage
im Bundespersonalgesetz dazu geeignet war, eine solche Zusammenarbeit zwischen der
öffentlichen Hand und der Privatwirtschaft in Krisenzeiten zuzulassen. Allfällige
Anpassungen des Bundesgesetzes sollen erörtert werden. Der Nationalrat stimmte dem
entsprechenden Postulat seiner GPK im Juni 2022 stillschweigend und diskussionslos
zu. 20

POSTULAT
DATUM: 01.06.2022
MARCO ACKERMANN

Gesellschaftsrecht

Betreibungsauskünfte waren bis dato auf den Betreibungskreis beschränkt. Bei einem
Domizilwechsel eines Schuldners ausserhalb eines bestimmten Betreibungskreises
wurden bestehende Betreibungen nicht in das Register des neu zuständigen
Betreibungskreises übernommen. Der Nationalrat überwies in der Wintersession ein
Postulat Candinas (cvp, GR), welches den Bundesrat damit beauftragte, über mögliche
Massnahmen gegen diesen „Schuldnertourismus“ Bericht zu erstatten. 21

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
LAURENT BERNHARD

In der Sommersession stimmten der Nationalrat und der Ständerat zwei gleich
lautenden Postulaten zu, die den Bundesrat damit beauftragten, über eine allfällige
Modernisierung des Obligationenrechts Bericht zu erstatten. Die Postulate Caroni (fdp,
AR) und Bischof (cvp, SO; Po. 12.3217) luden die Landesregierung ein, einen Entwurf für
einen benutzerfreundlichen Allgemeinen Teil des Schweizerischen Obligationenrechts
(OR AT) vorzulegen. Als Grundlage konnten nach Ansicht der Postulanten die
Vorarbeiten von Juristen dienen, die im Rahmen eines Projekts des Schweizerischen
Nationalfonds (SNF) unter dem Namen „OR 2020“ entstanden waren. 22

POSTULAT
DATUM: 21.06.2013
DAVID ZUMBACH

In der Frühjahrssession 2014 sprach sich der Ständerat diskussionslos für eine
Überprüfung der geltenden Regelungen des Privatkonkurses, der Sanierung von
Privatpersonen sowie der privaten Schuldenbereinigung aus. In diesem Sinne überwies
die kleine Kammer diskussionslos ein Postulat Hêche (sp, JU), welches den Bundesrat
beauftragt, die Lücken in der heutigen Gesetzgebung zur Privatverschuldung zu
untersuchen, die mögliche Einführung eines Entschuldungsverfahrens auf nationaler
Ebene zu prüfen und die finanziellen Auswirkungen auf die öffentlichen Haushalte und
die anderen betroffenen Akteure zu evaluieren. Die letzte Revision des
Sanierungsrechts, die im Juni 2013 verabschiedet worden war und am 1. Januar 2014 in
Kraft trat, befasste sich ausschliesslich mit der Unternehmenssanierung. 23

POSTULAT
DATUM: 19.03.2014
DAVID ZUMBACH
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Le Conseil national a adopté le classement du postulat suite au rapport sur la
transparence dans le secteur des matières premières. 24

POSTULAT
DATUM: 15.06.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

Im Juni 2014 verkündete der Bundesrat, dass er mehr Transparenz im Schweizer
Rohstoffsektor wolle und entsprechende Bestimmungen in die Aktienrechtsrevision
einbauen werde, die er auf Ende Jahr in die Vernehmlassung zu schicken beabsichtigte.
Der bundesrätliche Bericht ging auf ein Postulat der Aussenpolitischen Kommission des
Nationalrats (APK-NR) und eine von insgesamt 17 Empfehlungen des Grundlagenberichts
Rohstoffe aus dem Jahr 2013 zurück. Im Bericht führte der Bundesrat aus, dass die
Schweiz als international führender Rohstoffhandelsplatz "eine besondere
Verantwortung" trage und mit einem Erlass von Transparenzbestimmungen zu
verantwortungsvollem Handeln innerhalb des Rohstoffsektors beitragen könne. Jedoch
dürfe, so der Bundesrat weiter, kein Wettbewerbsnachteil für Schweizer Unternehmen
entstehen, weshalb die Transparenzvorschriften multilateral abgestimmt zu sein hätten.
Entsprechend hielt der Bundesrat im Bericht fest, dass die im Rahmen der
Aktienrechtsrevision geplanten Vorschriften – analog zu den EU-Richtlinien – nur für
börsenkotierte sowie grosse, in der Rohstoffförderung tätige Unternehmen gelten
würden. Die vom Bundesrat vorgeschlagenen Regelungen sahen vor, dass Zahlungen,
die bei der Förderung von Rohstoffen an staatliche Stellen geleistet werden, jährlich
offengelegt werden müssen. 25

POSTULAT
DATUM: 07.09.2015
DAVID ZUMBACH

Les récentes discussions, dans les chambres parlementaires, sur le droit du registre du
commerce (15.034), ont vu naître des divergences d’opinion sur le montant minimum
du chiffre d’affaires rendant obligatoire l’inscription d’une entreprise individuelle au
registre du commerce. Ainsi, la Commission des affaires juridiques (CAJ-CN) a soumis
un postulat qui charge le Conseil fédéral de dresser un rapport qui étudie cette
question. Le rapport traiterait des conséquences économiques en cas de relèvement
du montant minimum, des répercussions sur la TVA, sur l’impôt fédéral direct et sur la
thématique des poursuites pour dettes et faillites, ainsi qu’un ratio coût-bénéfice pour
les entreprises et l’économie. Le Conseil fédéral a proposé d’accepter le postulat. Le
Conseil national l’a suivi sans discussion. 26

POSTULAT
DATUM: 31.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

L’affaire des Panama Papers a placé au centre du débat la transparence sur les ayants
droit économiques des personnes morales. Plus précisément, l’attention s’est
concentrée sur la transparence des ayants droit économiques des constructions
juridiques telles que les trusts ou sociétés offshore. Susanne Leutenegger Oberholzer
(ps, BL), qui s’appuie notamment sur les recommandations récemment révisées du
GAFI, demande un rapport sur les solutions potentielles pour améliorer la
transparence des ayants droit économiques des personnes morales, des trusts et
autres constructions juridiques. Elle estime ainsi que la transparence, et donc le regard
inquisiteur du public, constitue l’arme idéale pour lutter contre les abus et les affaires
illégales. Dans sa réponse, le Conseil fédéral a précisé que les questions inhérentes à la
transparence des ayants droit économiques des personnes morales étaient déjà réglées
par la loi sur le blanchiment d’argent (LBA). Ainsi, la LBA régit l’identification des
bénéficiaires effectifs lors des transactions financières et règle la question de la
transparence. Il estime donc que la législation actuelle est suffisante et qu’un rapport
n’est pas nécessaire. Le Conseil national a suivi les sept sages. Il a rejeté le postulat par
135 voix contre 52 et 1 abstention. Le camp rose-vert n’a pas réussi à imposer ses
arguments en faveur du postulat. 27

POSTULAT
DATUM: 14.06.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Isabelle Chevalley (pvl, VD) estime que de nombreuses réglementations suisses freinent
les investissements de PME helvétiques sur le continent africain. Elle cite notamment
l'accès au financement bancaire ou les réglementations de la FINMA comme frein aux
investissements. Elle demande donc, par l'intermédiaire d'un postulat, un rapport sur
l'impact des réglementations suisses sur les investissements d'entreprises suisses en
Afrique. Le Conseil fédéral s'est montré favorable à l'élaboration d'un rapport. Le
postulat a été adopté tacitement. 28

POSTULAT
DATUM: 15.12.2017
GUILLAUME ZUMOFEN
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Dans un postulat, le député Caroni (fdp/plr, AR) demande une modernisation du code
des obligations (CO). En effet, alors que le CO date de 1912, des règles contradictoires
et un manque de lisibilité freinent son accès pour les non-initiés. 
Dans son rapport, le Conseil fédéral a évalué l'utilité d'une telle révision. Sous une
forme d'optimisation de l'utilité face aux coûts ainsi qu'à la charge de travail, il a conclu
qu'une révision était inopportune. Il recommande donc de ne pas entamer des projets
législatifs qui seraient dantesques et au succès incertain. 29

POSTULAT
DATUM: 31.01.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le Conseil fédéral proposait de rejeter la motion 17.4092, Philippe Nantermod
(plr, VS) s'est appuyé sur la réponse des sept Sages pour déposer un postulat qui suit
une logique identique. Il demande donc une analyse des émoluments en matière de
poursuites et faillites. Le postulat vise trois objectifs: vérifier le respect des principes
de couverture et d'équivalence, envisager une adaptation à la baisse des barèmes et
établir un comparatif cantonal. Le postulat a été tacitement adopté par le Conseil
national. 30

POSTULAT
DATUM: 15.06.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Dans le cadre de la révision du droit de la société anonyme, le Conseil national a
introduit les actions de loyauté dans la législation. Face à cette nouveauté, la
Commission des affaires juridiques du Conseil des États (CAJ-CE) a soumis un postulat
qui demande un rapport sur les avantages, les inconvénients et les conséquences de
ces actions de loyautés pour l’économie. 
Néanmoins, une motion d’ordre Cramer (verts, GE) a mis en avant l’incohérence
d’adopter un postulat sur un objet qui n’a pas encore été adopté par les chambres. Il
recommande donc de suspendre le traitement du postulat jusqu’à la fin du processus
législatif de la révision du droit de la société anonyme. La chambre des cantons s’est
alignée sur le parlementaire genevois. Elle a suspendu le traitement du postulat. 31

POSTULAT
DATUM: 11.12.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite de l’affaire CarPostal, de la cyberattaque chez RUAG Holding SA et du vol de
données chez Swisscom, la question de la gouvernance des entreprises liées à la
Confédération a été mis au centre du débat par Fabio Abate (plr, TI). Face à ces
difficultés récurrentes, il demande un rapport sur l’établissement de la stratégie du
propriétaire et les difficultés rencontrées par les entités de la Confédération
devenues autonomes. 
Le Conseil fédéral a proposé d’accepter le postulat. De plus, il a précisé qu'un rapport
d’audit externe avait déjà été décidé, le 8 juin 2018, par le Conseil fédéral. Le Conseil
des États a adopté le postulat sans discussion. 32

POSTULAT
DATUM: 06.03.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil de Etats a adopté le classement du postulat suite au rapport sur le droit
suisse de l'assainissement. 33

POSTULAT
DATUM: 06.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil national a adopté le classement du postulat à la suite du rapport sur la
modernisation du code des obligations (CO). 34

POSTULAT
DATUM: 18.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le postulat a été débattu dans le cadre des discussions sur la modernisation du droit
de la société anonyme. Etant donné l'introduction des actions de loyauté, le Conseil
fédéral est désormais chargé d'étudier leurs conséquences potentielles. La motion a
été adoptée à l'unanimité après avoir été suspendue temporairement. 35

POSTULAT
DATUM: 19.06.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Pour garantir l'équité dans l'attribution des marchés fermés au niveau cantonal, la
Commission de l'économie et des redevances du Conseil des Etats (CER-CE) a
préconisé la création d'un rapport détaillé. Alors que le rapport sur le postulat 15.3398
dressait un tableau de la situation au niveau national, la CER-CE estime que ce tableau
n'est pas exhaustif. Afin de pouvoir se prononcer sur la motion Caroni (plr, AG) 15.3399,
il demande un nouveau rapport. 
Le Conseil fédéral a proposé d'adopter le postulat. Il a été accepté en chambre lors du
débat sur la motion 15.3399 qui est, dorénavant, suspendue à ce rapport. 36

POSTULAT
DATUM: 19.12.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Samuel Bendahan (ps, VD) a proposé l'introduction de licences globales pour certains
biens et services, citant notamment les biens culturels, les logiciels et les prestations
d'information. Il estime que des licences globales permettraient, à la fois de prendre en
compte les investissements initiaux conséquents et les coûts de reproduction
marginaux, mais également d'offrir un accès à l'ensemble de la population. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a rappelé que l'introduction de licences
globales avait été débattue dans la révision du droit d'auteur, mais que cette notion
avait été biffée du projet. 
Le postulat a été classé car il n'a pas été étudié dans le délai imparti.

POSTULAT
DATUM: 19.06.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Après analyse du rapport, le Conseil fédéral préconise le classement du postulat sur le
montant minimum du chiffre d’affaires rendant obligatoire l’inscription d’une
entreprise individuelle au registre du commerce. Le classement a été adopté par le
Conseil national. 37

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Les deux chambres ont validé le classement du postulat sur la réduction des
obligations d’archivage et de documentation des entreprises à la suite de la
publication du rapport du Conseil fédéral. 38

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

A la suite des arguments du Conseil fédéral issus du rapport, le postulat sur l'impact
des réglementations helvétiques sur les investissements dans les Etats africains a été
classée par le Conseil national.

POSTULAT
DATUM: 10.06.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Selon le député libéral-radical Hans-Peter Portmann (plr, ZH), des entreprises et des
particuliers se mettent volontairement en faillite pour éviter de rembourser un crédit
Covid-19. A travers un postulat, il demande donc au Conseil fédéral de faire un point de
la situation. 
Le gouvernement s'est opposé au postulat. Il rappelle que la problématique de l'usage
abusif de la faillite est traité par l'objet 19.043. Ainsi, de son point de vue, l'usage abusif
de la faillite dans le cadre des crédits Covid-19 ne devrait pas être traité séparément
de l'usage abusif de la faillite dans d'autres situations. Le postulat a été rejeté
tacitement par le Conseil national. 39

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Mit 126 zu 63 Stimmen nahm der Nationalrat im März 2022 ein Postulat Guggisberg (svp,
BE) zur Ausarbeitung einer Auslegeordnung betreffend die Gesamtrevision des
Genossenschaftsrechts an. Wie der Berner Nationalrat argumentierte, müsse das im
Kern aus dem Jahr 1936 stammende und seither nur punktuell angepasste Gesetz einer
Gesamtschau unterzogen werden, damit es zeitgemäss und zukunftsfähig werde. Der
Bundesrat solle prüfen, welche Bestandteile des Gesetzes einer Reform bedürften und
wie bundesgerichtliche Entscheide in das Gesetz aufgenommen werden könnten. Auch
der Bundesrat befürwortete die Ausarbeitung eines solchen Berichts. Statt einzelner
punktueller Anpassungen, wie dies im Rahmen von verschiedensten Vorstössen
gefordert worden sei (etwa Mo. 20.3563, Pa.Iv. 20.478, Mo. 21.3418 oder Pa.Iv. 21.479),
sei eine Überprüfung des Revisionsbedarfs sinnvoll. Fabian Molina (sp, ZH) versuchte
vergebens, die Kammer davon zu überzeugen, das Postulat abzulehnen und stattdessen
die Kommissionsinitiative (Pa.Iv. 21.479) der RK-NR zu unterstützen. Es bestehe
Handlungsbedarf, weshalb die Kommission einen Entwurf ausarbeiten solle; ein
Postulat würde den Prozess hingegen nur verzögern. 40

POSTULAT
DATUM: 02.03.2022
MARCO ACKERMANN

Im März 2022 nahm der Nationalrat ein vom Bundesrat unterstütztes Postulat
Silberschmidt (fdp, ZH) zur Prüfung einer Modernisierung der GmbH stillschweigend
und diskussionslos an. Der Bundesrat soll einen Bericht dazu erstellen, wie die
Gründung einer GmbH erleichtert werden könne, indem entweder das nötige
Startkapital von bisher CHF 20'000 gesenkt oder dieses bei der Gründung nur
teillibriert – teilweise einbezahlt – wird. Die Massnahme könne unnötige Hürden für
Unternehmensgründungen senken und Nachteile gegenüber Rechtsformen im Ausland
beseitigen, argumentierte Silberschmidt. Der Bericht soll dabei die Interessen der
Gläubiger wahren und mögliche Massnahmen zur Vorbeugung von missbräuchlichen

POSTULAT
DATUM: 18.03.2022
MARCO ACKERMANN
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Konkursen einbinden, die bereits in der bundesrätlichen Antwort auf die Interpellation
21.4272 vorgebracht worden waren. 41

Im Sommer 2022 schrieb der Ständerat das Postulat Abate (fdp, TI) zur Frage der
Eignerstrategie für die verselbstständigten Einheiten des Bundes stillschweigend ab,
nachdem der Bundesrat im Mai 2021 einen entsprechenden Bericht zuhanden des
Parlaments verabschiedet hatte. Im August 2022 beschäftigte sich zudem die KVF-SR
im Rahmen einer Motion der FDP-Fraktion (Mo. 19.4004) mit der Thematik und nahm
Kenntnis vom bundesrätlichen Bericht. 42

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
MARCO ACKERMANN

Wirtschaftsordnung

Dans le cadre de l'affaire CarPostal, l'inspection de la Commission de gestion du
Conseil des Etats (CdG-CE) a mis en lumière les aides financières octroyées par la Poste
Suisse à CarPostal France. Ces aides financières ont déjà été mises en accusation par le
tribunal de commerce de Lyon suite au dépôt d'une plainte d'entreprises françaises de
transports pour concurrence déloyale. Alors qu'un accord à l'amiable a été trouvé entre
CarPostal France et les plaignants, et que l'entreprise a été vendue, la question de la
licéité des aides financières n'a toujours pas été déterminée selon la CdG-CE. Par
conséquent, la commission a déposé un postulat qui vise une clarification concernant
les aides financières accordées aux filiales étrangères des entreprises proches de la
Confédération. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter le postulat. Il  a estimé d'abord que la question
serait abordée dans le rapport sur le postulat 19.4385, puis que l'accord à l'amiable et la
vente de l'entreprise compliquaient énormément l'accès aux documents. Lors du vote,
le Conseil des Etats a rejeté le postulat par 27 voix contre 9 et 4 abstentions. Les
discussions ont eu lieu dans le cadre du débat global sur l'affaire CarPostal. 43

POSTULAT
DATUM: 12.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Après s'être penché sur l'affaire CarPostal, la Commission de gestion du Conseil des
Etats (CdG-CE) a estimé que les entreprises proches de la Confédération devraient être
considérées comme des «sociétés d'intérêt public». Un tel statut pour les entreprises
proches de la Confédération permettrait de renforcer la surveillance et la révision de
ces entreprises au rôle prépondérant dans la société helvétique. Elle a donc préconisé
une modification de l'art. 2, let. c de la Loi sur la surveillance de la révision (LSR). 
Le Conseil fédéral a recommandé l'adoption de ce postulat qui permettrait de
reconnaître les entreprises proches de la Confédération comme des sociétés
d'intérêt public au sens de la LSR. L'objet a été adopté, en parallèle des postulats
19.4387 et 19.4388, à l'unanimité par la chambre haute. 44

POSTULAT
DATUM: 12.03.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Nationalbank

Etant donné les bénéfices et les réserves de la Banque nationale suisse (BNS), Jean-Luc
Addor (udc, VS) demande au Conseil fédéral de soumettre des propositions «plus
réalistes» de la distribution du bénéfice et des réserves de la BNS à partir de 2021. Ce
postulat s'inscrit dans le long débat sur la répartition des bénéfices de la BNS. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Tout d'abord, il a justifié les larges
bénéfices de la BNS par l'achat de devises pour lutter contre le franc fort. Ensuite, il a
pointé du doigt l'instabilité des bénéfices de la BNS pour souligner l'importance de ses
réserves. Par exemple, il a expliqué que les réserves de la BNS avaient permis de verser,
en 2018, un montant au canton malgré une année déficitaire. Finalement, il a indiqué
que le Département fédéral des finances (DFF) discutait avec la BNS pour renouveler la
Convention de distribution pour les années 2021 à 2025, et que différents scénarios
seront ainsi étudiés. 
Le postulat a été rejeté par la chambre du peuple par 109 voix contre 79 et 2
abstentions. Bien que la situation financière précaire induite par le Covid-19 se soit
timidement immiscée dans les débats en chambre, le postulat a été rejeté par les
Vert'libéraux, le PLR, le groupe du Centre et 38 voix UDC. 45

POSTULAT
DATUM: 01.03.2021
GUILLAUME ZUMOFEN
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Suite aux nombreuses interventions financières de plusieurs banques nationales pour
faire face à la crise économique du Covid-19, le groupe des Verts a déposé un postulat
afin d'étudier la possibilité d'une intervention de la Banque nationale suisse (BNS) dans
la crise du Covid-19 qui secoue le pays. Pour être précis, les Verts proposent trois
pistes: une accélération du versement aux cantons et à la Confédération, un
doublement du versement aux cantons et à la Confédération, ou une contribution
unique aux cantons et à la Confédération. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Dans un premier temps, il a rappelé les
différentes mesures déjà prises par la BNS, comme par exemple ses interventions sur le
marché des changes pour ralentir la tendance haussière du franc. Puis, il a mentionné
l'importance des réserves pour distribution futures de la BNS. Ces réserves
garantissent une répartition constante du bénéfice de la BNS, même en cas de perte.
Finalement, il a précisé qu'il serait inopportun de mélanger politique budgétaire et
politique monétaire. Lors du vote en chambre, le postulat a été rejeté par 127 voix
contre 66. Seul le camp rose-vert a soutenu l'idée. 46

POSTULAT
DATUM: 15.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Banken

Barbara Schaffner (pvl, ZH) questionne le mandat de service universel de la Poste dans
le domaine des services de paiement. Elle demande donc au Conseil fédéral d'établir
un rapport sur ce mandat et de présenter les adaptations nécessaires le cas échéant. 
Le Conseil fédéral a accueilli favorablement le postulat. Il s'interroge notamment sur la
compatibilité d'une renonciation au mandat de service universel avec l'art. 92 al. 2 de la
Constitution fédérale. Cet article indique qu'un service postal, et donc un service
universel en matière de services de paiement, suffisant et à des prix raisonnables doit
être assuré. 
Le postulat a été adopté tacitement par la chambre haute. 47

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Inmitten der Corona-Krise reichte Damian Müller (fdp, LU) eine Motion ein, mit der er
einen Bericht zu den Auswirkungen einer einjährigen Halbierung der Mehrwertsteuer
auf Konsumenten, Staat und Wirtschaft, aber auch auf die AHV, forderte. Tiefere
Mehrwertsteuern, die den Bund rund CHF 12 Mrd. pro Jahr kosten würden, könnten den
Unternehmen bei der Rückkehr in die Märkte helfen, die Arbeitslosenzahlen verringern,
den Konsum und damit das BIP stärken und kämen allgemein auch den Einwohnerinnen
und Einwohnern zugute. Der Bundesrat verwies hingegen darauf, dass Steuern
automatische Stabilisierungsinstrumente darstellten, da gerade die Mehrwertsteuern
bei Umsatzrückgang ebenfalls abnähmen. Da der in der Verfassung festgelegte
Mindestsatz der Mehrwertsteuer bei 2 Prozent liege, würde eine Reduktion um die
Hälfte eine Verfassungsänderung bedingen und hätte zudem administrativen Aufwand
für die Unternehmen in der Höhe von CHF 300 bis 400 Mio. zur Folge. Er erachte eine
Mehrwertsteuersenkung deshalb nicht als geeignetes Instrument zur Reaktion auf die
Corona-Krise, betonte der Bundesrat.
In der Herbstsession 2020 behandelte der Ständerat eine ähnlich lautende
Interpellation Müller (Ip. 20.3213), nachdem sich der Interpellant mit der Antwort des
Bundesrates nur teilweise befriedigt gezeigt und eine Diskussion gewünscht hatte. Er
anerkenne die Schwierigkeit, die genauen Auswirkungen einer tieferen Mehrwertsteuer
zu modellieren, und ziehe deshalb seine Motion zurück, erklärte Müller. Gleichzeitig
plädierte er aber für eine Vereinfachung der Mehrwertsteuer, die dank der
Digitalisierung deutlich kostengünstiger ausfallen sollte als früher, sowie für eine
bessere Nutzung der Chancen der Digitalisierung. 48

POSTULAT
DATUM: 22.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

Le Conseil national a rejeté, pour des raisons financières, le postulat Bircher (ps, AG)
(Po. 90.996) qui entendait transformer la carte journalière en carte valable 24 heures et
étendre la validité de la carte familiale aux grand-parents. Par contre, il a transmis le
postulat Béguelin (ps, VD) souhaitant que, dans le cadre du nouveau contrat entre CFF
et PTT pour le transport de colis postaux et de lettres, l'accent soit mis sur le transfert
de la route au rail de ce type de transports, et que les intérêts des entreprises
concessionnaires soient préservés en matière de transports postaux. 49

POSTULAT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Das der Untersuchung der GPK-SR entsprungene Postulat «Gesamtbilanz der
Postauto-Affäre» verlangt vom Bundesrat, dass nach Abschluss des
Verwaltungsstrafverfahrens des fedpol zur PostAuto-Affäre in einem Bericht dargelegt
wird, welche allgemeinen Lehren der Bund aus Eignersicht für das Corporate-
Governance-Modell ziehen muss. Zudem sollen die finanziellen Folgen der Affäre für
den Bund aufgeführt und notwendige rechtliche Anpassungen erörtert werden. 50

POSTULAT
DATUM: 12.11.2019
NIKLAUS BIERI

Im Rahmen des Berichts der GPK-SR über den Postauto-Skandal reichte die
Kommission auch ein Postulat für eine externe Untersuchung zur Aufsicht des
Bundesamtes für Verkehr (BAV) über Postauto zwischen 2007 und 2015 ein. Damit soll
der Bundesrat verpflichtet werden, nach Abschluss des Verwaltungsstrafverfahrens des
fedpol eine externe Untersuchung in Auftrag zu geben. Diese soll feststellen, wie das
Bundesamt für Verkehr seine Aufsichtsrolle über PostAuto wahrgenommen hat und ob
den Mitarbeitenden des BAV Fehler unterlaufen sind. Aufgrund der Ergebnisse dieser
Untersuchung soll die Notwendigkeit von Sanktionen oder Massnahmen beurteilt
werden. 51

POSTULAT
DATUM: 12.11.2019
NIKLAUS BIERI

Sieben Geschäfte rund um den Postauto-Skandal behandelte der Ständerat im März
2020 gemeinsam. Als Präsidentin der GPK-SR verdankte Maya Graf (gp, BL) die «sehr
aufwendige, sehr wertvolle, sehr grosse Arbeit», welche die GPK-SR und insbesondere
Anne Seydoux (cvp, JU) und Claude Hêche (sp, JU) in der vergangenen Legislatur
geleistet hätten. 
Die GPK-SR empfahl alle sieben Geschäfte zur Annahme, der Bundesrat beantragte
jedoch die Ablehnung der Motion 19.4383 und der Postulate 19.4384 und 19.4386,
sowie die Annahme der Postulate 19.4387, 19.4388 und 19.4389. Dem Postulat
«Gesamtbilanz der Postauto-Affäre» der GPK-SR stimmte Verkehrsministerin
Sommaruga im Namen des Bundesrates zu und bekräftigte ihre Absicht, dem Parlament
nach Abschluss des Fedpol-Verfahrens Bericht zu erstatten. Das Postulat war in der
kleinen Kammer unbestritten und wurde stillschweigend angenommen. 52

POSTULAT
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI

Im Rahmen der gemeinsamen Behandlung von sieben Geschäften zum Postauto-
Skandal folgte die kleine Kammer im März 2020 dem Bundesrat und lehnte das Postulat
GPK-SR für eine externe Untersuchung zur Aufsicht des Bundesamtes für Verkehr
(BAV) über Postauto zwischen 2007 und 2015 ab. Bundesrätin Sommaruga erklärte im
Plenum, der Bundesrat lehne es ab, bereits eine weitere Untersuchung zu beschliessen,
bevor das Fedpol-Verfahren abgeschlossen sei. Danach werde der Bundesrat dem
Parlament im Rahmen des Postulats 19.4385 Bericht erstatten. Eine weitere
Untersuchung könne dann immer noch beschlossen werden. Der Rat folgte diesem
Votum mit 26 zu 14 Stimmen (keine Enthaltungen). 53

POSTULAT
DATUM: 11.03.2020
NIKLAUS BIERI
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Post und Telekommunikation

Le système du courrier A et B est entré en vigueur le 1er février. Son principe consiste
en un affranchissement de 80 centimes pour une distribution de l'envoi le lendemain
et de 50 centimes pour les jours suivants (deux ou trois jours). Ressenti essentiellement
comme une augmentation, il a suscité de nombreuses protestations de la part de
particuliers ou d'entreprises, qui l'ont accusé de mal fonctionner, de créer un chaos au
tri ou de provoquer de nombreux retards. Pour sa part, le Conseil national a transmis le
postulat Zbinden (pdc, FR), cosigné par 105 députés, invitant le gouvernement à
désapprouver le système du courrier A et B. Plusieurs parlementaires ont prétendu que
ce système faisait perdre du temps, ne fonctionnait pas, compliquait le traitement du
courrier et ne représentait qu'un impôt déguisé. 54

POSTULAT
DATUM: 23.05.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil national a transmis le postulat Zisyadis (pdt, VD) qui demande au
gouvernement d'élargir la zone lausannoise dans laquelle les employés PTT peuvent
bénéficier d'une allocation complémentaire à l'indemnité de résidence. 55

POSTULAT
DATUM: 20.03.1992
SERGE TERRIBILINI

Lors de la session de printemps, le Conseil national a approuvé sans discussion un
postulat du groupe radical-libéral demandant au Conseil fédéral de présenter un
rapport sur l’avenir de la Poste dans un marché libéralisé. Le gouvernement doit
notamment étudier les effets d’une libéralisation totale du marché postal sur
l’ensemble des acteurs concernés (la Poste et ses concurrents, ainsi que leurs clients).
Le rapport doit également proposer une définition du service public compatible avec
un marché totalement libéralisé et évaluer les avantages et inconvénients d’une
privatisation de la Poste. 56

POSTULAT
DATUM: 23.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Die KVF-NR wollte, dass der Bundesrat prüfe, wie ein massvolles Angebot an
Drittprodukten der Schweizerischen Post gestaltet sein könnte. Die Kommission störte
sich daran, dass die Drittprodukte (Produkte, die keinem postalischen Zweck dienen) in
den Poststellen überhand nähmen. Der Bundesrat wies darauf hin, dass die Poststellen
defizitär seien und der Verkauf von Drittprodukten es der Post erlaube, auf
Tarifmassnahmen zu verzichten. Trotzdem zeigte sich der Bundesrat offen für das
Anliegen und beantragte die Annahme des Postulats. Der Nationalrat folgte diesem
Antrag im September 2015 stillschweigend. 57

POSTULAT
DATUM: 14.09.2015
NIKLAUS BIERI

In Erfüllung des Postulats der KVF-NR zum massvollen Angebot an Drittprodukten der
Schweizerischen Post legte der Bundesrat im Dezember 2016 seinen Bericht vor. Er
kommt darin zum Schluss, dass aufgrund einer Neupositionierung des
Drittproduktesortiments durch die Post kein weiterer Handlungsbedarf bestehe.
Zudem hält der Bundesrat fest, dass sich die Forderungen nach dem Erhalt der
Poststellen und nach einem möglichst schlanken Drittprodukteangebot widersprechen
würden. Die Post solle weiterhin selbständig entscheiden dürfen, welches Angebot in
ihren Poststellen sinnvoll sei. 58

POSTULAT
DATUM: 09.12.2016
NIKLAUS BIERI

„Zukunft des Postnetzes geht uns alle an!“ hatte Nationalrat Reynard (sp, VS) im
Dezember 2016 festgehalten und ein Postulat eingereicht, welches vom Bundesrat
verlangt, Massnahmen zum Einbezug sämtlicher betroffener Parteien in die Gespräche
über die Zukunft des Postnetzes zu prüfen. Als betroffene Parteien wurden
insbesondere Anwohnerinnen und Anwohner, Gemeinden, Kantone und
Gewerkschaften genannt. 
Als der Nationalrat das Postulat Reynard im März 2018 behandelte, bezeichnete es
Bundesrätin Leuthard als „längst überholt“: Eine entsprechende Arbeitsgruppe sei seit
einem Jahr an der Arbeit, die Gemeinden seien integriert. Dieser Hinweis der
Postministerin vermochte jedoch nicht zu überzeugen – der Rat nahm das Postulat mit
128 zu 63 Stimmen (2 Enthaltungen) an. 59

POSTULAT
DATUM: 08.03.2018
NIKLAUS BIERI
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Nachdem der Bundesrat im Dezember 2016 ein Postulat KVF-NR für ein massvolles
Angebot an Drittprodukten bei der Schweizerischen Post mit einem Bericht
beantwortet hatte, schrieb der Nationalrat das Postulat im Juni 2018 auf Antrag des
Bundesrates ab. 60

POSTULAT
DATUM: 05.06.2018
NIKLAUS BIERI

Die Debatte um die strategische Ausrichtung der Post müsse weiter gefasst werden, als
nur bis zur Umgestaltung von Poststellen in Agenturen. Mit einem schon im Juni 2017
eingereichten Postulat wollte Nationalrat Béglé (cvp, VD) den Bundesrat beauftragen,
gemeinsam mit der Post deren strategische Ausrichtung zu prüfen, wobei es um die
Digitalisierung der Dienstleistungen, neue Geschäftsfelder, strategische
Partnerschaften, Joint Ventures und Übernahmen gehen solle, damit die Post auch
langfristig erfolgreich existieren könne. 
Der Bundesrat verwies in seiner Antwort vom August 2017 auf bereits eingeleitete
Massnahmen und eingegangene Joint Ventures, sowie laufende Versuche in neuen
Geschäftsfeldern (beispielsweise E-Voting) und befand, es gebe keinen weiteren
Handlungsbedarf. 
Als das Postulat im Juni 2019 im Nationalrat behandelt wurde, hielt Bundesrätin
Sommaruga fest, der Bundesrat und die Post seien sich der Herausforderungen
bewusst und arbeiteten in diesem Sinne, weshalb es das Postulat nicht brauche. Mit 82
zu 105 Stimmen (4 Enthaltungen) wurde das Postulat in der grossen Kammer
abgelehnt. 61

POSTULAT
DATUM: 04.06.2019
NIKLAUS BIERI

Die KVF-NR ging in ihrem Postulat «Längerfristige Weiterentwicklung des Zugangs zu
Dienstleistungen der postalischen Grundversorgung» auf diverse Fragen ein, die sich
bezüglich der Entwicklung des Poststellennetzes und der Umsetzung der ab 1. Januar
2019 geltenden Erreichbarkeitskriterien postalischer Dienstleistungen stellten. Es sei
nicht vertrauensbildend, sagte Nationalrat Egger (csp, VS) für die Kommission im
Plenum, als das Postulat im September 2019 im Nationalrat behandelt wurde, wenn die
Planung der Post zum Poststellennetz bis 2020 bekannt sei und darüber hinaus nicht –
«Wir hätten hier eigentlich sehr gerne mehr Klarheit», befand Nationalrat Egger. Mit
dem Postulat wurde der Bundesrat aufgefordert, bei der Post eine längerfristige
Planung des Zugangs zu Dienstleistungen einzufordern. Auch über die Möglichkeiten
der Umsetzung der Standesinitiative Jura und der Motionen Clottu (svp, NE; Mo.
14.4075) und Maire (sp, NE; Mo. 14.4091) sollte die Planung Auskunft geben. Der
Bundesrat hatte die Annahme des Postulats beantragt und die grosse Kammer nahm das
Anliegen ihrer Kommission diskussions- und oppositionslos an. 62

POSTULAT
DATUM: 12.09.2019
NIKLAUS BIERI

Christoph Clivaz (gp, VS) forderte den Bundesrat im Mai 2020 auf, die Strategie
«Digitale Schweiz» aufgrund der Erfahrungen durch das Coronavirus zu überarbeiten.
Im Bericht seien die Chancen und Risiken der vermehrten Nutzung der digitalen
Hilfsmittel aufzuzeigen. Dabei sei das Augenmerk insbesondere auf die Bereiche
Bildung, Arbeit, Gesundheit und Datenschutz zu legen. Der Bundesrat beantragte die
Annahme des Postulats. Dieses wurde in der Herbstsession 2020 vom Nationalrat
stillschweigend angenommen. 63

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat stimmte in der Sommersession 2022 der Abschreibung eines
Postulates zur Weiterentwicklung der Dienstleistungen der postalischen
Grundversorgung der KVF-NR zu. Der Bundesrat hatte die Abschreibung im Rahmen
des Berichts über die Motionen und Postulate der gesetzgebenden Räte im Jahre 2021
beantragt, nachdem im April 2021 der entsprechende Postulatsbericht erschienen
war. 64

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Mittels Postulat wollte Bruno Storni (sp, TI) im Mai 2020 den Bundesrat beauftragen, das
Potenzial von Heimarbeit und ihre Auswirkungen auf die Arbeitswelt und den Verkehr
zu prüfen. Zudem sollte er Zukunftsszenarien bezüglich Heimarbeit entwickeln. Die
Corona-Pandemie habe die Nutzung von Homeoffice verstärkt, betonte Storni. Nicht
nur hätten dank Homeoffice die beruflichen Tätigkeiten während des Lockdowns
aufrechterhalten werden können, dies habe auch andere positive Auswirkungen mit
sich gebracht, wie unter anderem die geringere Verkehrsbelastung durch den privaten
sowie den öffentlichen Verkehr, aber auch eine bessere Vereinbarkeit zwischen Beruf
und Familie und tiefere CO₂-Emissionswerte. Um diese positiven Auswirkungen von
Heimarbeit auch in Zukunft zu fördern, sollten Zukunftsszenarien über das
Entwicklungspotenzial von Homeoffice erarbeitet werden. 
In seiner Stellungnahme vom August 2020 beantragte der Bundesrat, das Postulat
abzulehnen. Er plane bereits einen Monitoringbericht über die Entwicklungen der
Digitalisierung des Arbeitsmarktes bis Ende 2022, weshalb es keines weiteren Berichts
bedürfe. Zudem hätten andere Berichte gezeigt, dass die arbeitsrechtlichen
Bestimmungen ausreichten, um Heimarbeit zu regeln. Im Rahmen der Sondersession
2022 lehnte der Nationalrat das Postulat mit 123 zu 66 Stimmen ab. 65

POSTULAT
DATUM: 04.05.2020
GIADA GIANOLA

Ein von Ständerätin Maya Graf (gp, BL) eingereichtes Postulat wollte den Bundesrat
beauftragen, einen Bericht über die Auswirkungen der Corona- sowie der Klima-Krise
und der Digitalisierung auf den Arbeitsmarkt und auf die Berufsbildung auszuarbeiten
und Perspektiven für eine innovative berufliche Entwicklung aufzuzeigen. Eine weitere
zentrale Frage des Postulats war zudem, inwiefern die Energiewende oder Initiativen
wie «Digitale Schweiz» und «Berufsbildung 2030» zusammen mit den Kantonen
weiterentwickelt werden könnten. Laut Graf stellten die aktuellen Entwicklungen eine
grosse Herausforderung für den schweizerischen Arbeitsmarkt dar, weshalb aktuelle
und schweizweit vergleichbare Daten über die Entwicklung der Arbeitsverhältnisse
sowie eine Prognose zur Integration der vorhandenen Ausbildungsangebote in die
Entwicklung neuer Berufsfelder nötig seien. 
In seiner Stellungnahme zählte der Bundesrat seine bisherigen Möglichkeiten zur
Reaktion auf die genannten Probleme auf – unter anderem auf die Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) und auf seine Optionen aufgrund der Einbindung in die
UNO und die OECD – und strich die bisher erfolgreiche Reaktion der Schweizer
Wirtschaft auf den Strukturwandel hervor. Aus diesen Gründen empfahl er, das Postulat
abzulehnen. Nachdem die Postulantin sowie Bundesrat Guy Parmelin (svp, VD) ihre
Positionen in der Sommersession 2021 noch einmal dargelegt hatten, nahm der
Ständerat das Postulat knapp mit 18 zu 17 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 66

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
GIADA GIANOLA

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Die APK-NR forderte den Bundesrat im Mai 2020 mittels Postulat dazu auf, in einem
Bericht mögliche Massnahmen zur Eindämmung von Zoonosen und zur Bekämpfung
ihrer Ursachen aufzuzeigen, welche die Schweiz im Zusammenhang mit der Strategie
der Internationalen Zusammenarbeit 2021–2024 ergreifen kann. Bei Zoonosen handelt
es sich um Infektionskrankheiten wie Tuberkulose, Tollwut oder Covid-19. Sie können
zwischen Mensch und Tier übertragen werden. 
In seiner Stellungnahme vom September 2020 beantragte die Landesregierung die
Annahme des Postulats. Diesem Antrag kam der Nationalrat in der darauffolgenden
Session stillschweigend nach. 67

POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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Im Mai 2020 verlangte Andrey Gerhard (gp, FR) in einem Postulat mehr Informationen
zur Datengrundlage in der Corona-Pandemie. Dazu solle der Bundesrat in einem
Bericht den aktuellen Stand der Erhebung und Bearbeitung der Covid-19-Fallzahlen
sowie der Kapazität und Belegung der Spitalinfrastrukturen skizzieren, wobei der
Bericht auch Auskunft über die zeitliche Verfügbarkeit der Daten, die Datenqualität
oder die Übermittlung der Daten geben soll. In Anbetracht der Open Data Strategie des
Bundes solle zudem festgehalten werden, «welche technischen und organisatorischen
Massnahmen notwendig wären», um die Datenqualität zu verbessern, und wie zukünftig
auch Informationen zu Prozessen und zur Sammlungsinfrastruktur zugänglich gemacht
werden können. Der Bundesrat erachtete die Forderung als berechtigt und empfahl das
Postulat zur Annahme. Stillschweigend sprach sich der Nationalrat in der Herbstsession
2020 für den Vorstoss aus. 68

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Jean-Pierre Grin (svp, VD) forderte den Bundesrat mittels Postulat dazu auf abzuklären,
ob Ethanol in die Liste der für die wirtschaftliche und gesundheitliche
Versorgungssicherheit des Landes notwendigen Produkte aufgenommen werden soll.
Durch die Covid-19-Pandemie sei der Stellenwert von Ethanol im Gesundheitssektor
und in der chemischen Industrie ersichtlich geworden. Das Produkt werde auch in den
kommenden Jahren von grosser Bedeutung sein, daher müsse es «für die
Landesversorgung [als] unverzichtbares Gut eingestuft werden». In seiner
Stellungnahme erklärte der Bundesrat, er habe bereits im Zusammenhang mit den
Motionen Burgherr (svp, AG; Mo. 20.3197) und Gigon (gp, VD; Mo. 20.3448) angekündigt,
die Pflichtlagerhaltung im Zuge der Covid-19-Krise neu zu bewerten. Der Bundesrat
beabsichtige, die existierende Übergangslösung ab 2022 durch eine Ethanol-
Pflichtlagerhaltung abzulösen. Das WBF sei bereits mit der Ausarbeitung eines
Verordnungsentwurfes zu den Ethanol-Pflichtreserven betraut worden; die
entsprechende Vernehmlassung werde noch 2021 gestartet. Die Landesregierung
beantragte daher, das Postulat abzulehnen. Dem kam der Nationalrat in der
Wintersession 2020 denn auch stillschweigend nach. 69

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Die WBK-NR reichte im April 2021 mit 14 zu 8 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) ein Postulat
mit dem Titel «Psychische Gesundheit unserer Jugend stärken» ein. Konkret forderte
sie die Erstellung eines dringlichen Berichts zu den Auswirkungen der Coronakrise auf
die psychische Gesundheit ebengenannter Gruppe, zu Massnahmen zu deren Wahrung
sowie zur Sicherstellung der entsprechenden Versorgung von Kindern und
Jugendlichen. Anlässlich der Sommersession 2021 nahm sich der Nationalrat des
Geschäfts an. Kommissionssprecherin Sandra Locher Benguerel (sp, GR) erklärte, eine
Mehrheit der Kommission erachte es als zentral, einen bis anhin fehlenden
Gesamtüberblick über die vorliegende Lage in der Schweiz zu schaffen. Fachkäfte und
-gremien würden immer wieder Besorgnis über die psychische Gesundheit von Kindern
und Jugendlichen bekunden. Nadja Umbricht Pieren (svp, BE) führte indes für die
Kommissionsminderheit aus, dass sie es zwar nicht verneine, dass es sich um eine
anspruchsvolle Zeit für die betroffene Altersgruppe handle. Dennoch gehe sie davon
aus, dass sich der Grossteil der Personen schnell wieder erholen werde. Bei Kindern
und Jugendlichen, bei welchen dies nicht der Fall sei, sei die Krankheit allenfalls durch
die Pandemie ausgelöst, nicht aber verursacht worden. Sie sehe daher keine
Notwendigkeit für einen Bericht. Anderer Meinung war Gesundheitsminister Berset. Er
betonte, der Bundesrat habe in seinen Corona-Massnahmen ein besonderes
Augenmerk auf die Gesundheit und Entwicklung von Kindern, Jugendlichen und jungen
Erwachsenen gelegt. Nach der ersten Welle sei es beispielsweise nicht mehr zu
Schulschliessungen gekommen und man habe die finanzielle Unterstützung für
Angebote wie denjenigen von Pro Juventute ausgebaut. Trotz dieses Fokus sei es im
Interesse des Bundesrates, zu wissen, was passiert sei und auf welche Weise sich dies
korrigieren lasse. Damit wolle die Landesregierung auch der Kritik begegnen, die ihr
gegenüber – teilweise politisch motiviert – geäussert worden sei. Folglich beantrage der
Bundesrat die Annahme des Postulats. Die grosse Kammer kam diesem Antrag mit 116 zu
59 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) nach. 70

POSTULAT
DATUM: 16.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY
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Die Frage, ob aus den registrierten Covid-Impfdossiers und den Impfzertifikaten
individuelle Elektronische Patientendossiers (EPD) geschaffen werden können, war
Gegenstand eines Postulats Dittli (fdp, UR), welches Mitte Dezember 2021 eingereicht
wurde. Indem man die für die Covid-19-Impfungen und -Zertifikate neu aufgebaute
Infrastruktur auch für das EPD nutzen würde, könnte die Eröffnung der Dossiers – das
bislang grösste Hindernis zur stärkeren Verbreitung des EPD – umgangen werden, war
Dittli überzeugt. Falls jemand kein EPD haben möchte, könnte das entsprechende
Impfdossier gelöscht werden. Im März 2022 stand das Geschäft auf der Traktandenliste
des Ständerats. Gesundheitsminister Berset empfahl das Postulat zur Ablehnung, da der
Bundesrat bereits mit Arbeiten zum Thema beschäftigt sei – etwa zur Behebung der
Schwächen des EPD. Entgegen der Empfehlung der Landesregierung nahm das Stöckli
das Geschäft mit 31 zu 7 Stimmen an. 71

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Im Mai 2020 reichte die FDP.Liberale-Fraktion ein Postulat zur Gewährleistung der
Versorgung mit Medikamenten, Impfstoffen und medizinischem Material während der
Covid-19-Pandemie ein. Dazu sollte der Bundesrat das unentbehrliche Material in
einem Bericht definieren und Umsetzungsvorschläge zu dessen Sicherstellung in der
Not, etwa durch Stärkung der nationalen und europäischen Zusammenarbeit, durch
Leistungsaufträge, Pflichtlager oder ein zentrales Inventar, aufzeigen. In
Übereinstimmung mit einer ähnlichen Motion der SGK-SR (Mo. 20.3166) empfahl der
Bundesrat das Postulat zur Annahme. Stillschweigend folgte der Nationalrat dem Antrag
in der Herbstsession 2020. 72

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Die Einsetzung einer Expertengruppe zwecks Nachbearbeitung der Corona-Pandemie
und Erarbeitung der daraus zu ziehenden Konsequenzen forderte Marianne Binder-
Keller (cvp, AG) im Mai 2020 in einem Postulat. In ihrer Begründung verwies Binder-
Keller auf die Expertengruppe zur Aufarbeitung der Finanzkrise 2013. Denn während die
GPK allenfalls die Geschäftsführung der Verwaltung und der Regierung beurteile, solle
die Expertengruppe unter anderem eine Gesamtschau der Ereignisse und «eine Analyse
ihrer Konsequenzen auf die verschiedensten Bereiche des gesellschaftlichen und
wirtschaftlichen Lebens» liefern. Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme und
wollte dem Anliegen in einen Bericht nachgehen – allerdings erst nach Abschluss der
Pandemie. Stillschweigend nahm der Nationalrat das Postulat Binder-Keller in der
Herbstsession 2020 an. 73

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Barbara Gysi (sp, SG) forderte in einem im Sommer 2020 eingereichten Postulat eine
Aufarbeitung der Corona-Krise. Sie fügte sich damit in eine Reihe von ähnlichen
Vorstössen ein, wobei sie sich spezifisch auf die Alters- und Pflegeheime und
Wohnheime für Menschen mit Beeinträchtigungen konzentrierte. Der Bundesrat sollte
demnach etwa Fragen zur Vorbereitung der Heime auf die Pandemie, zur Umsetzung
ihrer Vorgaben, zur Situation des Personals oder zur Unterstützung der Heime durch
Bund und Kanton beantworten, die Auswirkungen der Massnahmen auf Bewohnerinnen
und Bewohner, Personal und die Qualität der Heime untersuchen sowie notwendige
Gesetzesanpassungen skizzieren. In ihrer Begründung verwies Gysi auf die grossen
Probleme der Heime, aber auch auf deren unterschiedlichen Erfolg, die es zu
untersuchen gelte. Nachdem der Bundesrat das Postulat zur Annahme empfohlen hatte,
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2020 dieser Empfehlung stillschweigend. 74

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Anders als Barbara Gysi (sp, SG; Po. 20.3721), deren Postulat sich um die Aufarbeitung
der Situation der Alters- und Pflegeheime während der Corona-Pandemie drehte,
wollte Laurent Wehrli (fdp, VD) die Lage der älteren Personen während der Krise
insgesamt analysieren lassen. Hauptziel des Postulats war dabei, für eine allfällige
zweite Welle gewappnet zu sein, weshalb der Bericht in Erfüllung des Postulats vor
allem eine Analyse der organisatorischen und strukturellen Massnahmen, eine Liste des
notwendigen Materials sowie vorbereitende Massnahmen für eine zweite Welle
beinhalten sollte. Zusätzlich sollten im Bericht aber auch die
generationenübergreifenden Beziehungen und die Solidarität während der Krise sowie
beispielsweise die Kostenaufteilung bei den verschiedenen Massnahmen angesprochen
werden. Auch dieses Postulat nahm der Nationalrat in der Herbstsession 2020 mit
Zustimmung des Bundesrates stillschweigend an. 75

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Roland Fischer (glp, LU) forderte den Bundesrat mittels Postulat zu einer Analyse
darüber auf, wie die Aufgaben bezüglich des Umgangs mit der Covid-19-Pandemie
zwischen Bund und Kantonen aufgeteilt wurden, um daraus potentielle gesetzliche
Anpassungen abzuleiten und somit für allfällige künftige Epidemien oder Pandemien
besser gewappnet zu sein. Dabei gelte es, das Subsidiaritätsprinzip und die fiskalische
Äquivalenz zu berücksichtigen, betonte Fischer. Die Bekämpfung von
Infektionskrankheiten wie Covid-19 bedürfe oftmals schneller Entscheidungen und
Massnahmen mit unmittelbarer Wirkung. Obwohl dies in föderalistischen Staaten
aufgrund der Koordination zwischen den verschiedenen Staatsebenen eine
Herausforderung darstelle, könne der Föderalismus durchaus auch eine Chance sein,
erklärte der Postulant. So könnten auf lokaler Ebene angezeigte notwendige
Massnahmen ergriffen werden, ohne dabei die national getroffenen Vorkehrungen
auszuschliessen. Dies bedinge allerdings klare Regelungen und Abläufe bezüglich der
bei einer Epidemie oder Pandemie geltenden Verteilung von Kompetenzen, Aufgaben
sowie der Finanzierung zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Als Leitplanken
dazu könnten die Grundsätze der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen, wie
sie in der NFA-Reform festgehalten seien, herangezogen werden, argumentierte
Fischer. In seiner Stellungnahme empfahl der Bundesrat das Geschäft zur Annahme.
Der Nationalrat folgte diesem Antrag in der Wintersession 2020 stillschweigend. 76

POSTULAT
DATUM: 18.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Eine offizielle Gedenkfeier für die Covid-19-Opfer und ihre Angehörigen durch das
Schweizer Parlament forderten Greta Gysin  (gp, TI; Po. 21.3069) im Nationalrat und
Maya Graf (gp, BL; Po. 21.3079) im Ständerat mittels zweier Postulate. Die Gedenkfeier
solle zusammen mit der Landesregierung stattfinden und eine Möglichkeit bieten, den
annähernd 10'000 Opfer der Pandemie in der Schweiz, aber auch den Trauernden und
den Kranken «mit einem kollektiven Gedenken Respekt und unser Mitempfinden»
auszudrücken. Während das Büro-SR den Vorstoss von Maya Graf befürwortete, aber
auf die dafür notwendige Zusammenarbeit mit dem Bundesrat hinwies, lehnte die
Mehrheit des Büro-NR das Postulat Gysin ab.  Entsprechend zog Greta Gysin ihren
Vorstoss im Nationalrat zurück, nachdem der Ständerat das Postulat Graf in der
Sommersession 2021 stillschweigend angenommen hatte. 77

POSTULAT
DATUM: 08.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Einen Bericht zu den Auswirkungen der Massnahmen zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie auf die Gesellschaft verlangte Heidi Z’graggen (mitte, UR) im März 2021 in
einem Postulat. So würden die volkswirtschaftlichen Folgen der Pandemie zwar breit
diskutiert, nicht aber die gesellschaftlichen, sozialen oder psychologischen
Auswirkungen. Besorgt zeigte sie sich vor allem wegen der Homeofficepflicht, dem
Fernunterricht, den Beschränkungen von Zusammenkünften oder dem sogenannten
Social distancing. In einem zweiten Schritt solle der Bundesrat zudem aufzeigen, ob und
wie die «allfälligen Auswirkungen der getroffenen Massnahmen geheilt werden sollen».
Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme und schlug vor, die verschiedenen
Aspekte im Rahmen anderer bereits angenommener Postulate (Po. 21.3457; Po. 21.3234;
Po. 20.3297; Po. 20.3721; Po. 20.3724) anzugehen. In der Herbstsession 2021 nahm der
Ständerat das Postulat stillschweigend an. 78

POSTULAT
DATUM: 17.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Die Auswirkungen von Covid-19 auf die Sozialwerke – konkret auf die AHV, die IV und
die berufliche Vorsorge – wollte Alex Kuprecht (svp, SZ) im Juni 2020 vom Bundesrat in
einem Postulat untersuchen lassen. Daten zu den «erschwerten wirtschaftlichen
Umständen» durch die Covid-19-Pandemie seien für die laufenden Reformprojekte in
den Sozialversicherungen wichtig, begründete er seinen Vorstoss. Zwar werde die ALV
durch die Übernahme der Kosten der Kurzarbeitsentschädigung durch den Bund nicht
ausserordentlich stark belastet, die Auswirkungen auf die übrigen Sozialwerke durch die
eingeschränkten Beitragsflüsse etwa durch Long Covid (insbesondere auf die IV und die
Pensionskassen) müssten jedoch untersucht werden, betonte Hannes Germann (svp,
SH), der das Postulat von Ratspräsident Kuprecht in der Frühjahrssession 2021
begründete. Nachdem auch Bundesrat Berset das Vorhaben unterstützt hatte, nahm
der Ständerat das Postulat stillschweigend an. 79

POSTULAT
DATUM: 18.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Krankenversicherung

Mitte April 2020 und somit nur wenige Tage vor Beginn der ausserordentlichen Session
zu Corona, reichte die SGK-SR einstimmig ein Postulat ein, mit dem sie die finanziellen
Auswirkungen der Pandemie auf die verschiedenen Kostenträger klären wollte. Der
Bundesrat solle in einem Bericht die Infrastrukturkosten der Kantone, deren
bestehenden und neu bereitgestellten Kapazitäten, die Kosten der
gemeinwirtschaftlichen Leistungen von Spitälern für die Pandemieversorgung, die
Auswirkungen auf die Versicherten und auf die Krankenversicherungsprämien für das
Jahr 2021 sowie auf die Reserven der Krankenkassen aufzeigen. In der
parlamentarischen Beratung hielt sich der Ständerat nicht lange mit dem Vorstoss auf:
Kommissionssprecherin Carobbio Guscetti (sp, TI) erklärte, diese Daten seien als
Diskussionsgrundlage über die spätere Verteilung der Kosten zwischen den Akteuren
nötig. Dem pflichtete Gesundheitsminister Berset bei und lobte die Kantone für ihr
effizientes, innovatives und flexibles Handeln in der Krise; dieses habe aber auch seinen
Preis. Die Kosten der Krise könnten im Moment aber noch nicht abgeschätzt werden, da
die Krise noch andauere. Bezüglich der Krankenversicherungsprämien 2021 erwarte er
aber keinen Anstieg gegenüber 2020, da die Prämien jeweils die Kosten des aktuellen
Jahres decken müssten: Die Differenzen sollten die Krankenversicherungen über ihre
Reserven, die unter anderem mit Verweis auf den Pandemieplan des BAG genau aus
diesem Grund angelegt worden seien, decken. Zudem sei unklar, wie sich die
Gesundheitskosten für das Jahr 2020 verglichen mit den Erwartungen entwickelten,
weil ja auch auf zahlreiche Operationen und Behandlungen verzichtet worden sei.
Stillschweigend nahm der Ständerat das Postulat an. 80

POSTULAT
DATUM: 04.05.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2021 veröffentlichte der Bundesrat seinen Zwischenbericht über die
finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die Kostenträger im
Gesundheitswesen – namentlich Bund, Kantone, Versicherungen und Versicherte. Da
die Pandemie noch andauere, sei nur ein qualitativer Zwischenbericht über die
direkten Kosten der medizinischen Versorgung bis Ende März 2021 möglich. Beim Bund
seien bisher hauptsächlich Kosten für Heilmittel, Beschaffung und Bereitstellung von
medizinischen Gütern, Covid-Tests und -Analysen sowie für den Einsatz von
Armeeangehörigen im Gesundheitswesen angefallen, deren Höhe in den Voranschlägen
ausgewiesen seien. Die Kantone hätten vor allem die Finanzierung der stationären
Behandlungen der Covid-19-Patientinnen und -Patienten übernommen, aber auch
einen Teil der Kosten zur «Bereitstellung von spezifischen Kapazitäten zur Bewältigung
der Pandemie», etwa von Test- und Impfzentren, Kosten im Zusammenhang mit der
Impfung der Bevölkerung und für die Weiterverteilung oder Abgabe medizinischer
Güter sowie für Kosten von Covid-Tests (ursprünglich finanzierten die Kantone die
Tests von Personen ohne Symptome). Auch die OKP habe anfänglich einen Teil der
Testkosten übernommen und überdies einen Teil der Impfkosten sowie der Kosten für
ambulante und stationäre Behandlungen von Covid-19-Patientinnen und -Patienten
finanziert. Für die Versicherten fielen schliesslich teilweise Kostenbeteiligungen und
Kosten für Covid-19-Tests an, wohingegen sich die mittlere Krankenkassenprämie im
Vergleich zum langjährigen Durchschnitt mit einem Anstieg um 0.5 Prozent nur leicht
erhöht hatte. Einen umfassenden Folgebericht kündigte der Bundesrat bis Ende 2022
an. 81

POSTULAT
DATUM: 23.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Mitte Juni 2021 wurde das von Nationalrat Benjamin Roduit (mitte, VS) eingereichte
Postulat zur Untersuchung der Auswirkungen von Covid-19 auf die Gesundheit von
Kindern und Jugendlichen stillschweigend vom Nationalrat angenommen. Das Postulat
beauftragt den Bundesrat, auch Kinder und Jugendliche ins nationale Human-
Biomonitoring-Programm aufzunehmen, um einen tieferen Einblick in deren
Gesundheit zu erlangen und ebendiese mithilfe der neu gewonnenen
wissenschaftlichen Erkenntnisse zu verbessern. Besonders Kinder und Jugendliche
seien von den Auswirkungen der Pandemie betroffen, während jedoch die Datenlage zu
ihrer Gesundheit Lücken aufweise, argumentierte der Postulant. Bereits das im Jahr
2019 angenommene Manifest zur Kinder- und Jugendgesundheit sowie der Nationale
Gesundheitsbericht hätten überdies betont, dass mehr Kenntnisse über die Gesundheit
von Kindern und Jugendlichen mögliche Einsparungen im Gesundheitswesen nach sich
ziehen könnten. Vor diesem Hintergrund erachtete der Postulant das vom Bund

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
VIKTORIA KIPFER
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ohnehin schon vorgesehene Human-Biomonitoring-Programm als geeignete Grundlage,
um die Kinder- und Jugendgesundheit langfristig zu untersuchen. Der Bundesrat
betonte, dass es zwar für eine Integration der Kinder und Jugendlichen in die bis Ende
2021 andauernde Pilotphase zu spät sei, er aber ihre Aufnahme für das Jahr 2022
prüfen wolle – auch wenn die unmittelbaren Auswirkungen der Covid-19-Pandemie zu
diesem Zeitpunkt nicht mehr beobachtbar seien. 82

Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit à l'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post première
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxième vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention. 83

POSTULAT
DATUM: 21.09.2020
SOPHIE GUIGNARD

Ein Jahr nachdem der Bundesrat in Erfüllung eines Postulats Maret (mitte, VS) seinen
Bericht zur Frage der Erwerbsausfallentschädigung für Eltern und Angehörige von
Erwachsenen mit einer Behinderung vorgelegt hatte, schrieb der Ständerat das
Postulat im Rahmen der Beratung des Berichts über Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahr 2021 als erfüllt ab. 84

POSTULAT
DATUM: 09.06.2022
MARLÈNE GERBER

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Im Zentrum eines von Daniel Jositsch (sp, ZH) im Juni 2020 eingereichten Postulats
stand die Förderung des Berufspraktikums für arbeitslose Lehrabgängerinnen und
Lehrabgänger zur Bewältigung der Corona-Krise. Das Berufspraktikum sei als
arbeitsmarktliche Massnahme der ALV ein geeignetes Instrument, um «Berufserfahrung
zu sammeln, berufliche Kenntnisse zu vertiefen und das persönliche Netzwerk zu
vergrössern», so Jositsch. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulats; eine
zusätzliche Unterstützung der Berufspraktika sei nicht nötig, diese würden bereits
heute gefördert. Des Weiteren bestehe derzeit aufgrund der Corona-Krise die
Möglichkeit, dass Lernende nach Lehrabschluss in ihrem Lehrbetrieb weiterbeschäftigt
werden können, auch wenn sich der Betrieb in Kurzarbeit befinde.
Der Ständerat entschied sich in der Herbstsession 2020 äusserst knapp, bei 21 zu 21
Stimmen mit Stichentscheid von Präsident Stöckli (sp, BE), das Postulat anzunehmen. 85

POSTULAT
DATUM: 24.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Christine Bulliard-Marbach (mitte, FR) forderte in einem im Frühjahr 2021
eingereichten Postulat, dass Massnahmen geprüft werden, um zu verhindern, dass
Studierende und Lernende der Berufsbildung aufgrund der Covid-19-Pandemie
diskriminiert werden. Der Bundesrat solle dazu unter anderem untersuchen, inwiefern
den Auszubildenden Wissenslücken drohen und wie sich diese auf die Qualität der
Diplome und in der Folge auch auf die Chancen auf dem Arbeitsmarkt auswirken
können und dazu einen Bericht vorlegen. Die Postulantin wollte ebenfalls wissen, ob
Bund und Kantone Massnahmen planen – beispielsweise einen runden Tisch mit den
Sozialpartnern –, um den Menschen zu helfen, die ihre Ausbildung aufgrund der
Auswirkungen der Pandemie nicht mit einem Diplom abschliessen können.
Der Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Dieses wurde in der
Sommersession 2021 von Nationalrat diskussionslos angenommen. 86

POSTULAT
DATUM: 18.06.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Forschung

Ständerat Michel (fdp, ZG) forderte in seinem im Mai 2020 eingereichten Postulat
«Wissenschaftliches Potenzial für Krisenzeiten nutzen», dass der Bundesrat die
Erschaffung eines interdisziplinären wissenschaftlichen Netzwerks oder
Kompetenzzentrums für Krisenlagen prüft. Dieses solle nicht erst in Notlagen (etwa bei
Naturkatastrophen) auf die Beine gestellt werden, sondern «präventiv bereitstehen, um
im Bedarfsfall sofort aktiviert werden zu können». Die Covid-19-Krise habe gezeigt, dass
die Schweiz auf die rasche Aktivierbarkeit ihrer Forschungsressourcen angewiesen sei.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung des Postulates. Er war der Auffassung, dass
die rechtlichen Grundlagen und die entsprechenden Gremien bereits existierten und
genügend breit aufgestellt seien, um bei der Krisenfrüherkennung und der
Krisenbewältigung rasch und effizient zu agieren. Es sei jedoch notwendig, diese
Strukturen und Prozesse im Rahmen der momentan laufenden Evaluation der
Bewältigung der Covid-19-Krise zu analysieren und zu überprüfen. Dabei sei
insbesondere auf Fragen der Koordination und Zusammenarbeit zu achten. Der
Bundesrat war der Ansicht, dass die im Postulat aufgeworfenen Fragen bereits im
Rahmen dieser Evaluation beantwortet werden können.
In der ständerätlichen Debatte im Herbst 2020 betonte Bundeskanzler Thurnherr
erneut, dass ein solcher Bericht und die Schaffung weiterer Gremien nicht nötig sei. Er
war vielmehr der Meinung, dass je nach Krise spezifische Kreise der Wissenschaft
benötigt würden; bei einem Terrorangriff würden nicht dieselben Leute wie bei einem
Hackerangriff gebraucht. Daher sei die Schaffung des geforderten Netzwerks wenig
sinnvoll.
Eine knappe Mehrheit des Ständerats war von der Argumentation Thurnherrs nicht
überzeugt, die kleine Kammer nahm das Postulat  mit 18 zu 17 Stimmen an. 87

POSTULAT
DATUM: 17.09.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In Form eines Postulats forderte Greta Gysin (gp, TI) den Bundesrat dazu auf, in einem
Bericht aufzuzeigen, ob die sprachlichen Minderheiten in den Führungspositionen der
Swisscom, SBB und Post untervertreten sind. Darauf aufbauend sollte der Bundesrat
Weisungen für die Einhaltung der sprachlichen Vertretung aller vier Landessprachen
bei den höchsten Kadern und der Konzernleitung in den bundesnahen Betrieben
erlassen. 
In der Herbstsession 2022 befasste sich der Nationalrat mit dem Anliegen. Die
Tessinerin warb für ihren Vorstoss damit, dass die angemessene Vertretung aller vier
Landessprachen gerade in diesen öffentlich-rechtlichen Betrieben von grosser
Bedeutung sei, da sie alle sprachregionalen Interessen berücksichtigen müssten. Der
Bundesrat habe zwar Verständnis für das Anliegen und nehme die Vertretung der
Landessprachen in Führungspositionen ernst. Diese Forderungen gingen aber zu weit,
begründete Ueli Maurer im Nationalrat den Antrag der Regierung, das Postulat
abzulehnen. Mit 107 zu 77 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat
gegen den Vorstoss aus; die befürwortenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Fraktionen der SP und der Grünen sowie von einzelnen Mitgliedern der
SVP-, der FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktionen. 88

POSTULAT
DATUM: 12.09.2022
SARAH KUHN

Medien

Presse

Ein Postulat Vollmer (sp, BE), das den Bundesrat aufforderte, bei der Ausgestaltung der
Zeitungs- und Zeitschriften-Transporttarife kleine und mittlere Zeitungen zu
begünstigen wie auch Tageszeitungen, welche die Berichterstattung über das politische
Tagesgeschehen gewährleisten, wurde vom Nationalrat oppositionslos überwiesen. 89

POSTULAT
DATUM: 24.03.1995
EVA MÜLLER
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